
GEMEINDE FELDKIRCHEN-WESTERHAM 
LANDKREIS ROSENHEIM 

Bekanntmachung  
gem. § 10 Abs. 3 BauGB  

Bekanntmachung zum Erlass einer Veränderungssperre zur Sicherung der 
kommunalen Planung für die Flur-Nr. 424 Gmkg. Vagen an der 

Leitzachwerkstraße zwischen Umspannwerk und Anton-Vogt-Straße bzw. 
Schloßweg 

Der Gemeinderat der Gemeinde Feldkirchen-VVesterham hat in der Sitzung vom 
28.04.2026 eine Veränderungssperre für die Flur-Nr. 424 Gmkg. Vagen — neben dem 
Umspannwerk — als Satzung  gem.  § 10 BauGB erlassen. 

Die Veränderungssperre dient der Sicherung der kommunalen Planung im Rahmen 
einer am 24.06.2025 beschlossenen Bauleitplanung zur Errichtung eines 
Batteriespeichers auf einer Teilfäche der Flur-Nr. 424 Gmkg. Vagen. 

Für eine Teilfläche wird der Flächennutzungsplan in ein Sondergebiet 
„Batteriespeicher" geändert sowie ein vorhabenbezogener Bebauungsplan 
„Batteriespeicher" aufgestellt. 

Die Veränderungssperre mit Inhalt und Lageplan ist ab dem 

13.05.2026 

auf der Homepage der Gemeinde unter dem Link 

https://feldkirchen-westerham.de/qemeinde/rathausioeffentliche-
bekanntmachunqen.html   

hinterlegt. 

Darüber hinaus liegen die ausgefertigten, rechtskräftigen Unterlagen auch im 
Rathaus Feldkirchen, 01linger Straße 10, im Obergeschoss Zimmer 1.22 während 
der allgemeinen Dienststunden zur öffentlichen Einsicht auf. Über den Inhalt der 
Veränderungssperre kann Auskunft verlangt werden. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Veränderungssperre für die Flur-Nr. 424 Gmkg. 
Vagen in Kraft. 



Hinweise: 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 
215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außerdem wird 
auf die Vorschriften des §44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§39 bis 42 BauGB  
eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 
des Anspruches herbeigeführt wird. 

Feldkirchen, ;1-3.05.2026 
Angeschlagen am: 13.05.2026 
Abzunehmen am: 16.06.2026 
Abgenommen am: 	 

ohan 	Zistl 
1. Bürgermeister 
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